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Fraktion DIE LINKE: Kommunales Ehrenamt st�rken, 
nicht behindern!
Zu der in der Magdeburger Volksstimme ver�ffentlichten 
Meldung �Rentenversicherer pochen auf Versicherungspflicht 
f�r die Aufwandsentsch�digung� der ehrenamtlichen B�rger-
meister erkl�rt der kommunalpolitische Sprecher der Fraktion 
Gerald Gr�nert:

�Den Protest des St�dte- und Gemeindebundes Sachsen-
Anhalt gegen Pl�ne der Rentenversicherer, die Aufwands-
entsch�digung von ehrenamtlichen B�rgermeistern der Sozial-
versicherungspflicht zu unterwerfen, h�lt DIE LINKE f�r ge-
recht-fertigt. 
In Sachsen-Anhalt handelt es gerade bei diesem B�rger-
meisteramt um ein klassisches Ehrenamt, f�r das es kein Ein-
kommen, sondern nur eine Aufwandsentsch�digung gibt. Eine 
Sozialversicherungspflicht daf�r stellt nach unserer Auffassung
das Ehrenamt generell in Frage. Und es stellt sich die Frage: 
Ist dieser Paradigmenwechsel beabsichtigt?

DIE LINKE wird diese Problematik sp�testens im Dezember im 
Landtag und im Innenausschuss thematisieren, denn wir hal-
ten das kommunale Ehrenamt f�r unverzichtbar in unserem 
Land.� (MD, 11. November 2008)

30 Monate CDU-SPD-Koalition: Halbzeit-
bilanz der LINKEN
Aus dem Vorwort von Wulf Gallert, Fraktionsvorsitzender

"Im Oktober 2008 hat die Koalition von CDU und 
SPD die erste H�lfte dieser Legislaturperiode ver-
braucht. Dies ist f�r uns als Oppositionsf�hrerin An-
lass, Bilanz zu ziehen �ber die Arbeit dieser Koaliti-
on. Bilanz zu dem, was letztlich bei den Menschen in 
Sachsen-Anhalt davon ankommt und zu dem, was 
wir in der Legislatur bisher geleistet haben. Wir ge-
hen dabei von der Sicht der B�rgerinnen und B�rger 
auf Politik in unserem Lande aus. Die ist bekannter-
ma�en au�erordentlich kritisch. ...."

www.linksfraktion-lsa.de/0810_halbzeitbilanz_web.pdf

Forum mit 
Wolfgang Neskovic, 
MdB und ehem. Rich-
ters am Bundes-
gerichtshof
18. 11. 2008, 19 Uhr, 
Rathaus, Wernigerode



LINKE-Kreisvorstand Harz fordert Barbara 
Knöfler zur Rückgabe der Mandate im Landtag, 
Kreistag Harz und Stadtrat Quedlinburg auf

Der Kreis-
vorstand Harz 
der Linken hat 
sich auf seiner 
Beratung am 
Montag den 20. 
Oktober 2008 im 
Beisein des 
Landesvorsitzen

den Matthias 
H�hn und 

Vertretern des Ortsvorstandes Quedlinburg umfassend mit dem "Fall 
Kn�fler" befasst. 

Nach einer umf�nglichen Diskussion verst�ndigten sich beide 
Vorst�nde mit einem einstimmigen Beschluss auf folgende 
Schwerpunkte:
� Das bekannt gewordene Verhalten in der Vergangenheit und 
das gegenw�rtige Agieren von Frau Kn�flers ist mit den 
Grunds�tzen unserer Partei nicht vereinbar und bietet keinerlei 
Basis einer Zusammenarbeit;
� In einem pers�nlichen Brief des Kreisvorsitzenden ist Frau 
Kn�fler aufzufordern, die Mandate an die Partei zur�ckzugeben 
(siehe Anlage);
� Die Fraktionsvorsitzenden im Kreistag und Stadtrat werden 
aufgefordert unverz�glich Frau Kn�fler aus allen Gremien die Sie 
als Mandatstr�ger inne hatte, abzuberufen;
� Die Vorst�nde weisen die Versuche von Frau Kn�fler, bei von 
ihr selbst angestellten Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter die Schuld 

f�r ihr pers�nliches unentschuldbares 
Fehlverhalten zu suchen, zur�ck;
� Beide Vorst�nde wurden �ber 
die Beweggr�nde Genossen Jochen 
K�hlers zur �bergabe der Dateien im 
September 2008 informiert und 
haben sich damit kritisch 
auseinandergesetzt.
� Jochen K�hler legte glaubhaft
dar, dass er die Tragweite der 
damaligen unwidersprochenen 
Akzeptanz einer abgegebenen 
Verschwiegenheitserkl�rung, falsch 
eingesch�tzt hat.
� Der Ortsvorstand wird den 
Ortsverband Quedlinburg am 03. 
November umfassend informieren 
und vorschlagen eine Neuwahl des 
Ortsvorsitzenden durchzuf�hren.
� Der Kreisvorstand bittet alle 
Genossinnen und Genossen der 
Linken sowie die W�hlerinnen und 
W�hler sich ebenfalls an Frau Kn�fler 
zuwenden und sie zum 
Mandatsverzicht aufzufordern.

Andr� L�deritz, Vorsitzender DIE LINKE. 
KV Harz
Blankenburg, 20.10.2008

Vorratsdaten in den Schredder
Zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Vorratsdatenspeicherung und dem 
aktuellen �Kompromiss� zur Online-Durchsuchung erkl�rt Jan Korte, Innenpolitiker und 
Parteivorstandsmitglied der LINKEN:

Die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes zum seit Januar 
geltenden Vorratsdatenspeicherungsgesetz 
setzt positive, aber auch negative Signale. 

Zum einen begr��t DIE LINKE, dass die Nutzung der auf Vorrat 
gespeicherten Daten durch die Sicherheitsbeh�rden weiter 
eingeschr�nkt und damit konkretisiert wurde. So d�rfen die erfassten 
Daten nur an die Beh�rden weitergereicht werden, wenn ein konkreter 
Verdacht auf eine schwere Straftat vorliegt. Auch die Verwendung der 
Informationen zum Zwecke der Gefahrenabwehr darf nun nur unter 
eingeschr�nkten Bedingungen erfolgen. Damit hat das 
Verfassungsgericht die Anwendung der Landesverfassungsschutz-
und Polizeigesetze in Th�ringen und Bayern weiter eingeschr�nkt.

Dennoch: Eine endg�ltige Entscheidung �ber das Gesetz zur 
Vorratsdatenspeicherung ist damit nicht gefallen. Im Gegenteil. Die 
Vermutung liegt nahe, dass das Gesetz Bestand haben wird und 
lediglich an einigen Paragrafen nachgebessert werden wird. Denn den 
Zugriff der Landesverfassungsschutz�mter auf Daten der 
Telekommunikationsunternehmen ist mit der heutigen Eilentscheidung 
nicht untersagt worden.

Im Klartext hei�t dies, dass sowohl Polizei als auch Geheimdienste 
�ber diese Daten verf�gen k�nnen. Die �berwachung der 

B�rgerinnen und B�rger und ihres 
Sozial- und Kommunikationsverhaltens 
bleibt damit m�glich.

DIE LINKE lehnt nicht nur vor diesem 
Hintergrund die 
Vorratsdatenspeicherung ab und dr�ngt 
auf die Durchsetzung eines Moratoriums 
aller geplanten Sicherheitsgesetz-
versch�rfungen sowie auf eine 
�berpr�fung aller bereits beschlossenen 
Sicherheitsgesetze auf ihren 
Grundrechtsgehalt. Die Vorratsdaten 
geh�ren geschreddert und nicht in die 
Akten der Geheimdienste.
Das Gesetz zur 
Vorratsdatenspeicherung und der 
aktuelle �Kompromiss� zur Online-
Durchsuchung l�sen bei mir nur noch 
Kopfsch�tteln aus. Ich kann gar nicht so 
viele Tabletten nehmen, um die 
Schmerzen im Nackenbereich nach dem 
Studium der B�rgerrechtspolitik der 
Gro�en Koalition zu lindern.



Mario Kühne Bürgermeisterkandidat in der Stadt Falkenstein

Die Partei DIE LINKE wird mit 
einem eigenen Kandidaten zur 
B�rgermeisterwahl in der Stadt 
Falkenstein/Harz antreten.

Auf der zu diesem Zweck 
einberufenen Versammlung der 
Mitglieder der Stadt Falkenstein 
am 30.10.2008 im OT Reinstedt, 
wurde Mario K�hne zum 

B�rgermeisterkandidaten der Partei DIE LINKE
gew�hlt.

Mario K�hne (Jahrgang 1964) ist Dipl.�Ing.-P�d., war 
Kreistagsabgeordneter in Aschersleben, Sta�furt und 

ehrenamtlich in kommunalen Aufsichtsr�ten t�tig.

Herr Mario K�hne und die Partei DIE LINKE werden 
bis zur B�rgermeisterwahl ihr realisierbares 
Wahlprogramm zur Diskussion stellen und Vorschl�ge 
der B�rgerinnern und B�rger einordnen.

Unsere Stadt kann mehr und hat gute Perspektiven f�r 
die Zukunft.

Kontakt Mario K�hne: Tel.: 0173 46336459
Email: info@die-linke-Falkenstein.de

Otto Weis
Vorsitzender des Ortsverbandes

Ada Ahrens zur Vorsitzenden der Ballenstedter LINKEN gewählt

Satzungsgem�� wurde am Montag, dem 20.10.2008 in 
Ballenstedt der Vorstand des Ortsverbandes der Partei 
DIE LINKE neu gew�hlt. Zur Vorsitzenden wurde 
einstimmig Ada Ahrens bestimmt. Weitere Mitglieder 
des Vorstandes sind:Hannelore Lorenz, Anni M�ller, 
Walter Wagner, Lothar Serfling, Klaus Scheiblich, Kurt 
Triepel.

Die Wahlversammlung orientierte auf die n�chsten 
Aufgaben,die in den kommenden Monaten zu 
bew�ltigen sind:vor allem die Europa- und
Stadtratswahlen am 7. Juni 2009 und die 
Bundestagswahlen im September 2009. In Ballenstedt 
will sich DIE LINKE besonders um die 
Arbeitsbedingungen im Bildungsbereich k�mmern, wo 
die Stadt die Tr�gerfunktionen wahrnimmt,n�mlich die 
Kindertagesst�tten, die Grundschulen, die Horte sowie 
der Jugendklub. 

Auch zu Problemen in der �ffentlichen aktuellen 
Debatte haben die Mitglieder eindeutig Position 
bezogen. Wir verurteilen den Vertrauensbruch, den 
Frau Kn�fler gegen�ber den Mitgliedern der 

Linksfraktion durch heimliche Mitschnitte von 
Veranstaltungen der Fraktion begangen hat, und 
fordern sie mit allem Nachdruck auf, alle Mandate 
sofort zur�ckzugeben. Mit dem Austritt aus der Partei 
DIE LINKE und aus deren Landtagsfraktion hat Frau 
Kn�fler keinen moralischen Anspruch mehr, Mandate 
unserer Partei f�r sich pers�nlich zu nutzen. Das gilt f�r 
das Landtagsmandat, aber auch f�r das Mandat im
Stadtrat Quedlinburg und im Kreistag Harz. 

Bei Peter Sodanns �u�erungen �ber die Demokratie in 
der Bundesrepublik Deutschland raten wir zur
Gelassenheit. Nat�rlich wei� Peter Sodann, dass die 
Bundesrepublik eine repr�sentative Demokratie ist, und 
die stellt er nach unserer Meinung auch gar nicht 
infrage. Aufmerksam machen will er sicher auf M�ngel 
bei den M�glichkeiten der demokratischen Teilhabe der
B�rgerinnen und B�rger. Und diese Position teilen wir. 
Warum d�rfen wir in Deutschland z.B. nicht �ber den 
Reformvertrag der EU abstimmen? Warum gibt es 
keine Volksabstimmung �ber den Afghanistan-Einsatz 
der Bundeswehr? 

Oder Ballenstedt: Warum finden fast 5000 
Unterschriften gegen den Steinbruch sowenig 
Beachtung bei der Regionalplanung? Wir jedenfalls 
unterst�tzen seine Bewerbung f�r das 
Bundespr�sidentenamt und w�nschen uns noch viele
interessante Diskussionen. 

Ada Ahrens, Vorsitzende DIE LINKE. Ballenstedt



Aus der Arbeit unserer Kreistagsfraktion berichtet
Jürgen Rössling, �ffentlicher Personennahverkehr und u.a. Mitglied im Bildungs-, 
Kultur- und Sportausschuss

Bericht 12. Kreistagssitzung im Landkreises Harz 
Öffentlicher Personennahverkehr im Harzkreis unter einem Dach

Ein wichtiger Tagesordnungs-
punkt der Tagesordnung der 12. 
Kreistagssitzung am 29. Oktober 
2009 war die Neuordnung der 
Nahverkehrsgesellschaften der 
drei Altkreise. Daf�r gab es drei 
M�glichkeiten: Ein Verkauf der 
Unternehmen, eine Fusion der 
Gesellschaften und ein 
sogenanntes Mutter-Tochter-

Modell. Letzteres wurde von der Kreisverwaltung 
favorisiert und mit gro�er Mehrheit durch den Kreistag 
beschlossen. Dieses Modell l�sst sich am schnellsten 
und mit dem geringsten Aufwand realisieren, so dass 
am 01 Januar 2009 der �Harzer Verkehrsbetrieb� (HVB) 
seine Arbeit aufnehmen kann. Als �Mutter� wurde der 
Werniger�der Verkehrsbetrieb (WVB) bestimmt, der 
das umsatz- und personalst�rkste Unternehmen der 
drei Firmen ist. Die Unternehmen HBB und Q-Bus 
bestehen weiter als relativ selbstst�ndige
Tochterunternehmen mit ihren Namen und 
Fahrangeboten in Halberstadt und Ballenstedt. Dieser 
L�sung stimmten auch die drei Gesch�ftsf�hrer der 
Nahverkehrsunternehmen der drei Altkreise zu. Leider 
fand der Versuch unserer Fraktion, die Kreisstadt 
Halberstadt als Sitzung der neuen Gesellschaft ins 
Gespr�ch zu bringen, keinen Widerhall im Kreistag. 
Durch diese bessere Aufstellung im Landkreis soll eine 
g�nstigere Position bei der Linienvergabe im Jahr 2009 
erreicht werden. Gleichzeitig sollen durch die 
Zentralisierung von Verwaltungs-, Leitungs- und 
Planungsfunktionen Optimierungen aus der 
Gesellschaft heraus mittelfristig Einsparpotentiale 
erschlie�en.

Am 31. Oktober 2008 endete die Amtszeit des 
Beigeordneten Hans-Dieter Sturm. Da der Kreistag in 
seiner Satzung festgelegt hatte, keinen Beigeordneten 
wieder einzustellen, machte sich die Wahl eines 
Vertreters des Landrates f�r den Verhinderungsfall 
notwendig. Einziger Kandidat war der Kreisbaudirektor 
Martin Skiebe, Dezernent Bau- und Umweltverwaltung. 
Herr Martin Skiebe hat diese Aufgabe �ber mehrere 
Jahre im Altkreis Quedlinburg wahrgenommen und 
besitzt die daf�r notwendige Erfahrung. Er wurde ohne 
Gegenstimme gew�hlt.

Im Juli 2008 hat sich der Kreistag zur Lokalen Agenda 
21 bekannt und  gleichzeitig einer Rahmenzielstellung 
zur nachhaltigen Entwicklung des Harzkreises 
zugestimmt. Zur Koordinierung und Steuerung des 
Agenda-Prozesses berief der Kreistag einen 
Agendabeirat. Er besteht neben dem Landrat aus 5 
Vertretern des Kreistages, 4 Vertretern aus Wirtschaft 
und Forschung und 3 Vertretern der Verwaltung des 

Landkreises. Unsere Fraktion wird durch den 
Vorsitzenden unserer Partei, Andr� L�deritz, vertreten.

In einem weiteren Beschluss wurde der Landrat 
beauftragt, alle erforderlichen Ma�nahmen zu 
ergreifen, damit im Landkreis Harz ein einheitliches
Tr�germodell f�r die kommunale Tr�gerschaft aller 
Aufgaben nach dem SGB II umgesetzt werden kann. 
Damit w�rden Beschl�sse realisiert, die bereits in den 
Altkreisen Quedlinburg und Halberstadt sowie der Stadt 
Falkenstein  gefasst wurden. Die Erfahrungen mit den 
bisherigen Tr�germodellen haben gezeigt, dass eine
wirkungsvolle kommunale Mitsprache nur bei alleiniger 
kommunaler Tr�gerschaft gegeben ist. 

Die Antr�ge zur Organisationsstruktur des Harzer 
St�dtebundtheaters und des Philharmonischen 
Orchesters sowie zur F�rderung der kulturellen 
Infrastruktur des Landkreises Harz wurden zur weiteren 
Behandlung in die Aussch�sse zur�ck verwiesen. Im 1. 
Quartal 2009 wird der Ausschuss f�r Bildung, Kultur 
und Sport eine Anh�rung zu dieser Problematik 
durchf�hren. Eingeladen werden dazu die 
Oberb�rgermeister von Halberstadt und Wernigerode 
sowie der B�rgermeister von Quedlinburg. Aus dem 
Bereich Bildung und Kultur sollen die LeiterInnen 
bedeutender Einrichtungen, die durch den Landkreis 
gef�rdert werden,  ebenfalls daran teilnehmen. Ziel 
dieser Beratung soll es sein, die Ausgaben im Bereich 
der freiwilligen Leistungen zu reduzieren um eine 
Verbesserung der Haushaltssituation des Landkreises 
zu erreichen. Dabei hofft der Ausschuss, dass daf�r 
Vorschl�ge mitgebracht werden. Ansonsten stehen die 
Kreistagsmitglieder doch vor der Frage, ob nach der 
Rasenm�hermethode bei allen Einrichtungen gek�rzt 
wird oder einige die F�rderung vollst�ndig verlieren.

Durch den Austritt von 
Frau Barbara Kn�ffler 
aus unserer Partei 
sowie aus der 

Kreistagsfraktion 
ergeben sich 

wesentliche 
Ver�nderungen. Unsere 
Fraktion ist nach der 

CDU mit 21 Mitgliedern und der SPD mit 12 Mitgliedern 
nur noch drittst�rkste Fraktion mit 11 Mitgliedern. Das 
wirkt sich sowohl beim Zugriffsrecht auf die 
Ausschussvorsitzenden als auch bei der 
Mitgliederanzahl in den Aussch�ssen aus. 
Ver�nderungen wird es auch bei den 
Betriebsaussch�ssen und den Aufsichtsr�ten geben. 
Die Verwaltung trifft notwendige Vorbereitungen, dass 
im n�chsten Kreistag im Dezember die notwendigen 
�nderungen vollzogen werden k�nnen.



"Wir stehen an eurer Seite" - Bundestagsabgeordnete Elke Reinke bei Warnstreik in 
Ballenstedt (Harz)

Die IG Metall hat ihre massive Warnstreik-Welle 
den sechsten Tag in Folge fortgesetzt.
Am frühen Donnerstagmorgen traten auch in 
Ostdeutschland hunderte Beschäftigte in den 
befristeten Ausstand. In Sachsen-Anhalt legten 
rund 80 Beschäftigte der Linde AG in 
Ballenstedt (Harz) für eine Stunde die Arbeit 
nieder.
Bei ihrem Warnstreik von 6 bis 7 Uhr morgens 
erhielten die Beschäftigten dort Unterstützung 
von der Bundestagsabgeordneten Elke Reinke 
(DIE LINKE). Zum Warnstreik erklärte sie: "Von 
der Tarifrunde in der Metall- und 
Elektroindustrie muss ein klares Zeichen 
ausgehen: Die Finanzkrise darf nicht auf dem 
Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden! 
DIE LINKE solidarisiert sich mit den 
Beschäftigten und der IG Metall und unterstützt 
sie in ihrem Kampf für höhere Löhne. - Wir 
stehen an eurer Seite!"
In der laufenden Tarifrunde der Metall- und 
Elektroindustrie bauen Arbeitgeber und Medien 
Schreckensszenarien von Not leidenden 
Betrieben. Sie nutzen die Angst der Menschen 
vor den Auswirkungen der Finanzkrise und 
predigen Verzicht in den Lohnverhandlungen. 
Dabei haben die Beschäftigten in Deutschland 
schon vom Aufschwung nichts mitbekommen. 
Die Produkte werden teurer und die Reallöhne 
sind sogar 0,8 Prozent niedriger als im Jahr 
2000. Höhere Löhne sind das beste Mittel, um 
Beschäftigte und Betriebe vor den 
Auswirkungen der Finanzkrise zu schützen. 
Denn sie sorgen für mehr Nachfrage, 
Wachstum und Arbeitsplätze. Höhere Löhne 

sind aber auch ein wichtiges Mittel, um Finanzkrisen zu 
verhindern. Dazu weiter Elke Reinke: "Die jetzige Krise wurde 
ausgelöst durch die Gier von Bankmanagern, Anlegern und 
Superreichen. Gezockt wurde mit den riesigen Gewinnen, die 
die Beschäftigten hart erarbeitet haben. Die 
Regierungsparteien haben diesen Weg in den Casino-
Kapitalismus geebnet - mit laxen Regelungen für die 
Finanzmärkte und einer Umverteilungspolitik von unten nach 
oben. Ich fordere stattdessen eine gerechtere Verteilung des 
Reichtums in der Gesellschaft."

2.v.l. Otto Weis, Elke Reinke Bildmitte

Tobias Pochanke
Wahlkreismitarbeiter - Bürgerbüro Elke Reinke, MdB

Zu Lesen unter: www.elkereinke.de

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, 

jedes mal, wenn ich zu Beginn der Sitzungswoche 
in der großen Halle des neuen Berliner 
Hauptbahnhofes ankomme, lese ich:

"400 METER VON HIER REGIERT DAS VOLK"

Jedes mal sage ich halblaut: "Schön wär's." 

Ich erlebe es hautnah mit. Gesetze werden 
verabschiedet, die von der Mehrheit der Menschen 
in unserem Land nicht gewollt sind, das heißt, es 
werden Entscheidungen gegen den Willen des 
Volkes getroffen. 

Liebe Mitbürgerinnen, liebe Mitbürger, 

bringen Sie sich ein, gestalten Sie mit und sorgen 
mit dafür, unser Grundgesetz wieder mit mehr
Leben zu erfüllen.

Artikel 20 GG 
2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und 

durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt 
und der Rechtsprechung ausgeübt.

Herzlichst
Ihre Elke Reinke

Startseite der Homepage von Elke Reinke



Zur Diskussion über einen möglichen Verkauf des Wohnungsbestandes der HaWoGe -
Stadtratssitzung am 23. Oktober 2008 
Oberbürgermeister Andreas Henke in der Stadtratssitzung am 23. Oktober 2008

Sehr verehrter Präsident des Stadtrates, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, 
sehr geehrte Mitglieder des Stadtrates,

auch mich freut heute die rege 
Anteilnahme Ihrerseits an der 
Ratssitzung, und ich wünschte mir, dass 
alle Ratssitzungen solch ein Interesse bei 
den Bürgerinnen und Bürgern unserer 
Stadt fänden. Aber das hat ja auch einen 
besagten Hintergrund und ich denke, wir 
sind uns einig in der Auffassung, dass 
gegenwärtig kein anderes Thema die 

öffentlich Meinung so beherrscht, wie ein möglicher 
Verkauf des Wohnungsbestandes der HaWoGe. Mit ist 
durchaus bewusst, dass dies bei Mietern, bei Mitarbeitern 
des Unternehmens, bei den Handwerkern der Hawoge, 
bei verbundenen Unternehmen für Unverständnis, 
Empörung und Verunsicherung sorgt oder gar Ängste 
ausgelöst hat. Aber genau dies sollte eben vermieden 
werden.

Ich hatte deshalb die Vorsitzenden der Fraktionen und 
Ausschüsse gebeten, in ihren Fraktionen eine Tendenz zu 
ermitteln, die hätte erkennen lassen können, ob ein 
möglicher Verkauf der HaWoGe ein denkbarer Weg zu 
Haushaltskonsolidierung wäre und dementsprechend eine 
Mehrheit im Stadtrat gefunden hätte oder aber auch nicht. 
Für mich waren solche Gespräche mit den 
Fraktionsvorsitzenden und in diesem Fall auch mit den 
Ausschussvorsitzenden immer eine Brücke zur 
Verständigung zur Kommunikation mit den Fraktionen, die 
auch durch ein gewisses gegenseitiges Vertrauen geprägt 
waren, was natürlich auch Voraussetzung solcher 
Gespräche ist. Ich fände es bedauerlich, wenn das in 
Zukunft nicht mehr möglich sein sollte, wenn dadurch 
vielleicht der Anschein erweckt würde, als ginge es mir 
lediglich darum, irgendwelche Geheimstrategien oder 
Pläne durchzusetzen.

Das ist absurd, weil es A solche Geheimstrategien und 
Pläne nicht gibt, und B wird damit gehörig mein politischer 
Einfluss überschätzt.

Lassen Sie mich aber dennoch auf den Ausgangspunkt 
dieser Gespräche zurückkommen, und der liegt nun 
einmal in der Finanzsituation unserer Stadt. Sie, liebe 
Ratsmitglieder, kennen die Zahlen. Es wäre müßig, sie 
heute nochmals alle zu nennen. Und Sie, liebe Gäste, 
möchte ich von den vielen Zahlenkolonnen, die sehr 
eindrucksvoll auch die finanzielle Situation unserer Stadt 
beschreiben, möchte ich davon verschonen. Aber ich 
möchte es mit wenigen Worten beschreiben:

Seit 2003 geben wir in Halberstadt mehr Geld aus, als wir 
einnehmen. Wir finanzieren unsere Leistungen seit 
mehreren Jahren über einen Kassenkredit. Diese Art der 
Finanzierung ist ein Krisenindikator ersten Ranges, wie er 
deutlicher nicht mehr sein kann. Doch an der Stelle sage 
ich eindeutig, jede Schuldzuweisung für das Entstehen, 
für das Entstandensein dieser Situation verbietet sich an 
dieser Stelle. Weder Stadträte aus vorangegangenen 
Wahlperioden, noch einer meiner Amtsvorgänger haben 

das Geld bisher gedankenlos zum Fenster raus 
geschmissen. Ich denke, um das zu untermauern, genügt 
ein Gang durch unsere Stadt mit offenem, mit 
wachsamem, mit bewusstem Blick. Wir wären 
städtebaulich und infrastrukturell nicht da, wo wir heute 
sind, wenn die seinerzeitigen Entscheidungen nicht 
getroffen worden wären. Und auch da werden Sie mir 
zustimmen, der sichtbare, der wahrnehmbare Erfolg in 
unsere Stadt ist Beleg für die Richtigkeit für diese 
Entscheidungen. Dennoch, wie alle zahlen einen sehr 
hohen Preis dafür. Die Schuldenlast drückt uns immens 
und hemmt uns schon heute, weitere notwendige Dinge 
auf den Weg zu bringen, sowohl städtebaulich, bei 
Werterhaltungsmaßnahmen oder interstrukturelle. Sie 
kennen die Alte Weisheit: `Wer etwas will, findet Wege, 
wer etwas nicht will, findet Gründe`.

Ich meine, es ist wieder an der Zeit, notwendige 
Entscheidungen für die Zukunftsfähigkeit unserer Stadt zu 
treffen. Unsere Stadt kann nur dann dauerhaft 
zukunftsfähig sein, wenn sie auch dauerhaft leistungsfähig 
ist. Und eben diese Leistungsfähigkeit, und das ist mit 
Sicherheit so, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
diese Leistungsfähigkeit ist in Gefahr. Sie ist endlich. Und 
dieser Zeitpunkt liegt in verdammt greifbarer Nähe. Noch 
können wir gemeinsam und noch müssen wir gemeinsam 
nach Wegen suchen, die das möglich machen. Und je 
später wir Wirkungen erzielen, desto schmerzhafter 
können die Entscheidungen werden. Ich erachte es als 
meine Pflicht, im Interesse aller Einwohner dieser Stadt 
auf die Dringlichkeit dieser entscheidungsbedürftigen 
Situation hinzuweisen und darauf aufmerksam zu 
machen. Ob aber die Handlungsfähigkeit unserer Stadt 
und damit weitere Stadtentwicklung nur möglich ist, wenn 
wir kommunales Vermögen veräußern, das sollte auch in 
der gemeinsamen Diskussion nicht ausgespart werden. 
Ob es dabei zu einem Verkauf der HaWoGe kommt, ist 
völlig offen, ist längst nicht entschieden und ist ohnehin 
auf Grund der derzeitigen eingetretenen internationalen 
Finanz- und Immobiliensituation in weite Ferne gerückt. 
Darüber hinaus ist es auch nicht meine alleinige 
Entscheidung. Dabei sollten alle positiven aber auch alle 
negativen Aspekte im gegenseitigen Abwägen Einfluss 
finden. Auch auf diese negativen Wirkungen habe ich in 
diesem besagten Gespräch mit den Fraktionsvorsitzenden 
hingewiesen. 
Und ich kann Ihnen abschließend versichern, ich bin der 
Letzte, der sich einer demokratischen Willensbildung 
verschließt. Bei einer Entscheidung dieser Tragweite ist 
ein Bürgerentscheid, vielleicht im sogenannten 
Superwahljahr 2009, auch eine Möglichkeit, das Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger und damit auch ein Handeln 
derer, die eine Entscheidung treffen, zu legitimieren. Ich 
bitte Sie herzlich, sich in diese Diskussion in den 
folgenden Wochen und Monaten einzubringen und lade 
Sie nochmals herzlich ein. Nutzen Sie die Gelegenheit am 
12. November in den Großen Saal unseres Theaters zu 
kommen, um mit uns gemeinsam zu diskutieren, wie und 
unter welchen Bedingungen Stadtentwicklung in 
Halberstadt in Zukunft denkbar und möglich sein wird. 

Vielen Dank.



Pressemitteilung - Andr� L�deritz, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE
Kostenloses Mittagessen

Die Linksfraktion im 
Ilsenburger Stadtrat hat zur Sitzung am 12.11.2008 
einen Antrag gestellt, der die Bereitstellung eines 
kostenlosen Mittagessens durch die Stadt Ilsenburg f�r 
Bezieher von SGB-Leistungen/Inhabern des Familien-
und Sozialpasses in der Kindertagest�tte �Kinderland� 
und der Grundschule �Prinzess Ilse� zum Inhalt hat.

Wie Fraktionsvorsitzender Andr� L�deritz mitteilt, 
stehen laut Regelsatz ALG II pro Kind und Tag 
insgesamt nur 2,57 � f�r die Verpflegung zur 
Verf�gung. Allein ein Mittagessen in der Grundschule 
kostet derzeit 1,85 EUR. Damit bleiben 72 Cent f�r die 
�brigen Mahlzeiten des Tages �brig. Deshalb ist die 
Komplett�bernahme der Kosten f�r den besagten 
Personenkreis erforderlich. In der Grundschule 
�Prinzess Ilse� sind davon etwa 20 Kinder betroffen.

Der vorgenannte Beschlussvorschlag setzt f�r den 
eigenen Wirkungskreis der Stadt Ilsenburg an einer
Erscheinungsform von Kinderarmut an. Infolge der 
Einkommenssituation der Eltern oder eines 
erziehungsberechtigten Elternteils k�nnen Kinder keine 
ausgewogene Mittagsmahlzeit mehr einnehmen. 
Dadurch sind eine erh�hte Gefahr einer Mangel- und 
Fehlern�hrung und daraus resultierende 
gesundheitlichen Folgen gegeben. Auch wenn aus 
Sicht der Antragsteller ein kostenloses Mittagessen f�r 
alle Kinder in den Kindereinrichtungen und allen 
Schulformen politisches Ziel bleibt, so setzt der 
vorliegende Vorschlag bei den Bed�rftigsten und am 
f�r die Stadt Ilsenburg Machbaren an. 

In den Genuss eines kostenlosen Mittagsessens sollen 
zun�chst Kinder aus Familien kommen, die Bezieher 
von Leistungen nach dem SGB II oder XII, dem 
Asylbewerberleistungsgesetz sind oder Wohngeld 
erhalten (In Anlehnung an den Sozial- und
Familienpass des Landkreises Harz).
Dass unter Ber�cksichtigung einer Priorit�tensetzung 
eine Finanzierung grunds�tzlich m�glich ist, zeigen die 
Finanzlage der Stadt Ilsenburg und der Blick auf 
andere Kommunen in Deutschland. So haben 
beispielsweise Zwickau, Auerbach im Vogtland und 
Rodewisch eine kostenlose Speisung f�r benachteiligte 
Kinder und die Stadt Boxberg sogar f�r alle Kinder 
bereits eingef�hrt. In vielen anderen Gemeinden 
Deutschlands sind �hnliche Modelle derzeit in der 
Diskussion.

Neben der Linkspartei fordern weitere Parteien, 
Gewerkschaften und B�rgerinitiativen das kostenlose 
Mittagessen an Kindereinrichtungen und Schulen.
Auch die SPD strebt in einem Pr�sidiumsbeschluss an, 
in Kommunen, in denen sie politische Verantwortung 
hat, allen Kindern ein Mittagessen zur Verf�gung zu 
stellen. F�r Kinder aus sozial schwachen Familien soll 
dies zun�chst erm��igt und in der Perspektive 
kostenlos sein.

Es gibt also einen breiten Konsens in dieser wichtigen 
Frage. In Ilsenburg kommen noch die erforderlichen 
Rahmenbedingungen als gegeben hinzu.

Udo Hammelsbeck, Darlingerode
Zum Artikel "Die eigene Herkunft vergessen" Linkspartei von �Herrn F.Sill�

Die Partei �Die Linken" (PDL) wird von 
Rechtssozialdemokraten sowie von b�rgerlichen 
Parteien aller Couleur permanent angegriffen. Die 
Hauptsto�richtung ist der bereits seit 1918 
verinnerlichte Antikommunismus, der w�hrend der 
Weimarer Republik; des Dritten Reiches und danach in 
der Alt-BRD seine bestimmte Ausrichtung hatte, die bis 
in den heutigen Tag seine Wirkung zeigt.

Die PDL, hervorgegangen aus Linkspartei und WASG,
die von ihren Gegnern noch als Linkspartei oder 
gewendete SED bezeichnet wird, hat in ihrer 
Grundsubstanz die marxistische Wurzel behalten, 
obwohl sie sich heute pragmatisch auch auf andere 
antikapitalistische Wurzeln sozialrevolution�rer, 
pazifistischer, �kologischer, humanistischer Motivation 
st�tzt. Wenn wir heute die Zerissenheit der 
reformistischen SPD beobachten, so k�nnen wir sagen, 
dass Teile dieser Partei eher sich der CDU n�hern z. B.
bei Bundes-, Landes-und Kommunalkoalitionen, als 
dass sie sich linken Positionen n�hern, die der 
Tradition eines August Bebel, Wilhelm Liebknecht oder 
Franz Mehring entsprechen. Die Sozialdemokraten, die 
sich nicht dem progressiven Kurs ann�hern,sind Kinder 
im Geiste eines Lassalles, Bernstein, Kautsky. Bereits 

bei der Bildung der SPD trat dieser Spagat der beiden 
Gr�nderorganisationen zu tage, was sich w�hrend der
Zeit des 1.Weltkrieges (Zustimmung zu den 
Reichskriegskrediten), w�hrend der Weimarer Zeit
(Zerschlagung Revolution�rer Strukturen im Pakt mit 
der Bourgeoisie, keine antifaschistische Einheitsfront) 
sowie Nachkriegszeit (keine Anerkennung der DDR als 
zweiter Deutscher Staat, siehe Schumann) fortsetzte.

Die heutige PDL ist aus dem Vereinigungsprozess
westdeutscher Linkssozialdemokraten, Gewerkschafter 
(WASG) sowie ostdeutscher Sozialisten und 
Kommunisten hervorgegangen(LP). Die PDL ist keine 
kommunistische Partei, obwohl sie neben einer 
�kologischen Plattform auch eine kommunistische 
Plattform und �hnlich ideologische strukturierte 
Gruppen in ihrer Pluralit�t duldet entsprechend ihrer 
politischen Positionierung in der Auseinandersetzung 
mit sich selbst und der b�rgerlichen Gesellschaft. Die 
PDL vergisst nicht ihre Herkunft und w�rde sich selbst 
aufgeben, wenn sie zu einer zweiten SPD verk�mmern 
w�rde, die man als �Arzt am Krankenbett des 
Kapitalismus" bezeichnet hat. Nur Macht auszu�ben 
ohne Kritik an den Zust�nden der kapitalistischen 
Gesellschaft, w�rde sie �berfl�ssig machen.



REDE 04.11.2008 � PETRA PAU

Bundestag, Antisemitismus-Debatte, Petra Pau, 04. 11. 2008

Ich pl�diere f�r Vernunft � alles 
andere w�re fatal
1. Mein erster Gedanke gilt 
den Millionen J�dinnen und 
Juden, die in der NS-Zeit 
gedem�tigt, vertrieben, 
ermordet wurden. Mein 
zweiter Gedanke gilt den 
J�dinnen und Juden, die 
trotz alledem heute wieder 

unser Leben bereichern. Der Schmerz und der Dank 
geh�ren zusammen. Ebenso die Sorge, dass sich nie 
wiederhole, was schon einmal geschehen ist.

2. Vor 70 Jahren, am 9. November 1938, ging das NS-
Regime zum offenen Angriff auf J�dinnen und Juden 
�ber. Die so genannte Pogromnacht war die 
Generalprobe f�r den Holocaust. Und allzuviele sahen 
zu.

Eine Lehre aus dieser furchtbaren Geschichte war: Das 
NS-Regime kam nicht an die Macht, weil die NSDAP 
so stark war. Es kam an die Macht, weil die 
Demokraten in zentralen Fragen zerstritten und 
deshalb zu schwach waren. Ich w�nschte, alle h�tten 
diese Lektion gelernt.

3. Ich m�chte an vier Ereignisse j�ngeren Datums 
erinnern. 

- Vor reichlich einem Jahr wurde in Berlin eine j�dische 
Schule mit antisemitischen Parolen beschmiert. Auf 
das Spielzeug des dazugeh�renden j�dischen 
Kindergartens wurden SS-Runen gemalt. 

- Die Fu�baller des j�dischen Vereins TUS Makkabi 
brachen ein Spiel ab. Sie wurden fortw�hrend 
antisemitisch beschimpft und mit Sprechch�ren wie 
�hier regiert die NPD und nicht der DFB� bedroht.

- Aktuelle empirische Untersuchungen belegen, dass 
25 Prozent der Bev�lkerung latent antisemitisch 
eingestellt sind, im Westen der Bundesrepublik 
Deutschland �brigens mehr, als im Osten.

- Eine Antwort der Bundesregierung auf eine Frage der 
Fraktion DIE LINKE ergab, dass seit Jahren im 
statistischen Schnitt Woche f�r Woche ein j�discher 
Friedhof gesch�ndet wird, und zwar bundesweit.

4. Die letztgenannte Meldung war �brigens der Anlass 
daf�r, dass sich vor Jahresfrist Abgeordnete aus allen 
Fraktionen des Bundestages fanden, um gemeinsam 
etwas gegen diese schlimmen Befunde zu tun.

Und auch daran m�chte ich erinnern: Im Mai hatten wir 
hier eine �bereinstimmende Debatte aus Anlass �60 
Jahre Israel�. Ich mahnte damals f�r die Fraktion DIE 
LINKE: Man kann nicht 60 Jahre Israel w�rdigen, ohne 
zugleich �ber den aktuellen Antisemitismus zu 
sprechen.

Abschlie�end sprach ich von der �berfraktionellen 
Arbeitsgruppe gegen Antisemitismus. Im Protokoll ist 
dazu vermerkt: Beifall bei der Linken, bei der SPD, bei 
den Gr�nen, bei der FDP und bei der CDU/CSU.

5. Die gemeinsame Arbeit kam gut voran. Die 
Fachpolitiker suchten das Gemeinsame im 
Trennenden. Dann �bernahmen einige Machtpolitiker 
das Vorhaben. Sie suchten das Trennende im 
Gemeinsamen. 

Seither kann von einem starken Signal des 
Bundestages keine Rede mehr sein. Viele 
Kommentatoren, auch j�dische Organisationen, 
bescheinigen uns stattdessen ein Trauerspiel. Ich 
bedauere das au�erordentlich.

Wie aber kommt es, dass die Union im Mai ein 
gemeinsames Vorhaben beklatscht und dasselbe ab 
September vehement bek�mpft? 

Das Verh�ltnis �Deutschland - Israel� wird immer 
ein besonderes bleiben

Rede von Petra Pau, Bundestagsvizepr�sidentin, auf 
der �Policy Conference� der �European Friends of 
Israel�  Paris, 6. November 2008

www.petrapau.de

Ich habe daf�r nur eine Erkl�rung: Die neue 
Wahlstrategie der Union f�r 2009 lautet kurz gefasst: 
DIE LINKE pr�geln, um die SPD zu treffen. 

Dass man daf�r sogar ein m�gliches Miteinander aller 
Bundestags-Parteien gegen Antisemitismus und f�r 
j�disches Leben opfert, das wiederum finde ich 
Geschichtsvergessen, kurzsichtig und w�rdelos.

6. Dasselbe trifft auf die meisten bem�hten Unions-
Vorw�rfe gegen die Linksfraktion zu. Erst wurde 
suggeriert, die DDR sei mit Juden genauso 
umgegangen, wie seinerzeit das NS-Regime. 



Schlie�lich wurde DIE LINKE pauschal als 
antisemitisch diffamiert. Beides ist infam.

Wieder wurde ich von Journalisten bedr�ngt, ich m�ge 
doch endlich mit gleicher Elle heimzahlen. Aber auch 
das habe ich nicht getan. Ich wollte das kleinkarierte 
Parteiengez�nk nicht noch selbst vergr��ern.

Mein Rat ist viel �lter. Ich empfehle insbesondere den 
vermeintlich christlichen Parteien: Johanniter. 8, 1 � 11, 
siebter Satz: 
�Wer von euch ohne S�nde ist, werfe als Erster einen 
Stein...!� 

7. Es gibt ohnehin bessere Beispiele.

- In Delmenhorst fand sich partei�bergreifend ein sehr 
breites gesellschaftliches B�ndnis, um zu verhindern, 
dass Neonazis dort ein bundesweites 
Schulungszentrum errichten � mit Erfolg.

- Im Land Brandenburg verhinderte ein ebenso breites 
B�ndnis mit einem �Fest der Demokratie�, dass 
rechtsextreme Kameraden auf dem Soldaten-Friedhof 
bei Halbe ein Heldengedenken f�r die Wehrmacht 
inszenieren. 

- Und erst vor wenigen Wochen hat die CSU im 

Bayerischen Memmingen gemeinsam mit der 
Linkspartei und vielen anderen gegen einen Aufmarsch 
der NPD demonstriert. Ich war dabei. 

Sie alle haben einen Anspruch darauf, dass der 
Bundestag sie in ihrem allt�glichen Kampf gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus 
unterst�tzt und keine egoistischen Signale
dagegensetzt. 

8. Nun hat DIE LINKE den Antrag der anderen 
Fraktionen �bernommen. Wir stellen ihn als eigenen 
Antrag wortgleich zur Abstimmung. 
Ich appelliere an uns alle: Gehen wir souver�n damit 
um. 
DIE LINKE tut dies, wohl wissend, dass der aktuelle
Antrag in seinen konkreten Vorhaben schw�cher ist, 
als der Entwurf, den der �berfraktionelle Arbeitskreis im 
Konsens unterbreitet hatte. 

Und wohl wissend, dass die eigenen Vorschl�ge der 
Linksfraktion weitgehender sind, als es der 
Kompromiss des Arbeitskreises war. 

Aber die akute Alternative hei�t: Entweder der 
Bundestag schw�cht die gesellschaftlichen B�ndnisse 
oder wir kehren gemeinsam zur Vernunft zur�ck. Ich 
pl�diere f�r die Vernunft. Alles andere w�re fatal.

Petra Pau auf Einladung ev. Kirche in Halberstadt

Rund 100 Interessierte kamen 
am 23. Oktober 2008 in den 
Dom zu einem neuen 
"Halberst�dter Gespr�ch", 
diesmal mit Petra Pau.

Nat�rlich ging es um ihr 
Verh�ltnis zu Gott und das der 
Linkspartei zu Kirchen. Vor 
allem aber waren politische 
Alternativen f�r mehr soziale 
Gerechtigkeit und Frieden 
gefragt, getreu dem Motto von 
Petra Pau: "Einer trage des 
anderen Last!" 

Moderiert wurde dieser Abend 
von Pfarrer Harald Kunze vom 
Evangelischen Kirchspiel 
Halberstadt und von Pfarrer 
Hartmut Bartmu� vom 
Pfarrbezirk Wernigerode-
Halberstadt der SELK.



von Christel Waldhaus, Halberstadt
Buchempfehlungen

Inzwischen werden die 
Sonnenstrahlen immer k�rzer und 
auch der Herbst verliert allm�hlich 
seine sch�nsten Farben. Es 
beginnt die Zeit, in der mancher 
von uns wieder h�ufiger zum Buch 
greift. Das � Neue Deutschland�  ist 
dabei mit seinem Angebot ein guter 
Helfer, vor allem auch mit 
Hinweisen auf solche B�cher, die 
nur selten im Schaufenster zu 
finden sind. Von denen, die ich in 
den letzten Monaten gelesen habe, 
m�chte ich einige besonders 
empfehlen.

An erster Stelle 
nenne ich � Fidel Castro � Mein 
Leben�, ein �ber 100-st�ndiges 
Interview durch den langj�hrigen 
Chefredakteur der franz�sischen 
Monatszeitung Le Monde und 
Mitbegr�nder von Attac.
Dieses Buch vermittelt die ganz 
eigene, pers�nliche Geschichte von 
Fidel Castro, die weit �ber das 
hinaus geht, was bisher 
ver�ffentlicht wurde.

Es ist, wie es in der Einleitung 
hei�t, �nicht schlechthin eine 
Autobiografie, sondern das 
politische Testament eines 
Menschen, der seinem Ideal von 
Gerechtigkeit folgend sich nach 
dem Zweiten Weltkrieg mit 
Leidenschaft und Hoffnung, mit 
menschlichem Mitgef�hl und aus 
internationaler Solidarit�t in 
politische Aktionen st�rzte, um eine 
Welt der Ungerechtigkeiten und 
Diskriminierungen zu ver�ndern�.

Die Memoiren 
�Sigmund J�hn � R�ckblick ins All� 
von Horst Hoffmann geben einen 
Einblick in sein berufliches und 
privates Leben und lassen uns 
daran denken, �wie in jenen Jahren 
nach dem 2. Weltkrieg die 
demokratische Schulreform 
erstmals in der Geschichte 
Deutschlands den Kindern der 
kleinen Leute weit die Tore zu den 
Oberschulen und den Hochschulen 
�ffnete�.

Und wer es 
lustiger mag und in den 
vergangenen Jahrzehnten 
zun�chst ein eifriger Rundfunkh�rer 
war und denn dem Fernsehen sein 
t�gliches Interesse widmete,kommt 
an die Biografie von Herbert K�fer 
�nie war es so verr�ckt wie immer� 
nicht vorbei.

Durch  Wort und Bild werden wir an 
vieles erinnert, was wir gesehen, 
geh�rt und selbst miterlebt haben.

Und wenn er am Ende seines 
Buches schreibt, �da� er sich bis 
heute nicht sch�mt, 40 Jahre in der 
DDR gearbeitet und gelebt zu 
haben, die von  mehr als 100 
L�ndern der Welt v�lkerrechtlich 
anerkannt wurde, und da� die 
�bergro�e Mehrheit der B�rger ein 
anst�ndiges Leben gef�hrt hat�, so 
spricht er mir und vielen anderen 
aus dem Herzen.

Mahnung und Erinnerung
von Dorle Reinecke

Erfreulich gro�es Interesse unter unseren Genossen fanden in diesem Jahr die  Veranstaltungen zum Gedenken 
der Opfer der Pogromnacht  vor 70 Jahren.

W�hrend MdL D. Eckert in der Moses-Mendelssohn-Akademie seine Spende f�r  das Projekt �Denk-Ort� 
�berreichte, kam er mit Judith Biran, einer geborenen Halberst�dter J�din, ins Gespr�ch, der damals die Flucht 
gelang.

Ein gr��erer Kreis Genossen diskutierte zu gleicher Zeit im Anschluss an die Lesung von Sabine Klamroth (�Erst 
wenn der Mond bei Seckbachs steht...�) �ber die schleichende Rechtsbewegung in unserem Land und geeignete 
Ma�nahmen der Abwehr.

Der Sonntag ,09. November,bot gleich mehrere Veranstaltungen.
- Zum Gedenken an den �Steinen der Erinnerung� fanden sich viele Genossen ein.
- Einige h�rten das Benefizkonzert in der Liebfrauenkirche,das  voranging,
- Andere  besuchten  die anschlie�ende Ausstellungser�ffnung in der Klaussynagoge.

Am Donnerstag,d. 20.November  erwartet uns die feierliche Er�ffnung des �Denk-Ort� auf dem ehemaligen 
Synagogengel�nde  an der Bakenstra�e und ab 18 Uhr  ein Festakt im Nordharzer  St�dtebundtheater zum 
gleichen Anlass. An beiden Veranstaltungen werden Genossen des Stadtverbandes teilnehmen.



von Egon Eismann, Wernigerode (2)

Bundeswehr raus aus Afghanistan  

Der DBwV besinnt sich auf seine Verantwortung f�r die 
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr.

Der Stellvertreter des Vorsitzendes des Verbandes, 
Oberstleutnant Ulrich Kirsch, sagte nach dem letzten t�dlichen 
Anschlag auf die Bundeswehrpatrouille: � Die Bundesregierung 
tr�gt eine Mitverantwortung.�
Seiner Begr�ndung, dass es falsch ist, nur auf die milit�rische 
Karte zu setzen, kann man nur zustimmen. Er kritisiert, dass die 
Regierung zwar betont, dass 80% der Gelder f�r Afghanistan in 

den zivilen Aufbau flie�en, m�ssen, 
aber das Gegenteil der Fall ist, denn 
80% der deutschen Gelder flie�en in 
den Milit�reinsatz.

Oberstleutnant Kirsch forderte die 
Bundeskanzlerin auf, in einer 
Regierungserkl�rung einen Zeitpunkt 
f�r das Ende des Afghanistan-
Einsatzes zu nennen.

Immer mehr Menschen in der BRD 
begreifen, dass die Verteidigung 

Deutschlands am Hindukusch gescheitert ist. Nicht wenige 
hohe Milit�rs und Diplomaten sind sich schon lange einig, dass 
der Krieg in Afghanistan verloren ist. Was die Bundeswehr dort 
soll � au�er sich selbst in ihrem Camp zu bewachen und die 
Interessen der USA durchzusetzen, begreifen denkende 
Menschen nicht.

Deshalb sind immer weniger Bundeswehrangeh�rige f�r 
Auslandseins�tze zu begeistern. Die sch�nen Worte �ber 
westliche Werte und Pflichterf�llung werden nicht mehr ernst 
genommen.
Um demn�chst die vorgesehenen 4500 Soldatinnen und 
Soldaten f�r den Krieg am Hindukusch begeistern zu k�nnen, 
sind Anreize und nicht �berzeugung n�tig. Deshalb bietet KM 
Franz-Josef Jung eine Besoldung an, die manchen Krieger die 
Gefahr f�r Leib und Leben vergessen l��t. So verdient ein 
Unteroffizier in Afghanistan heute schon 4215 Euro netto und 
steuerfrei � dazu eine freie Heilf�rsorge.

Die Sinnlosigkeit des Krieges in Afghanistan wird klar, wenn 
man die Einsch�tzung der Stabschefs des NATO-
Milit�rausschusses vom 23. 10.2008 ernst nimmt. Admiral 
Giampaola erkl�rte,� Es ist unbestreitbar, dass die Gesamtlage 
immer noch sehr problematisch ist�. Seit Anfang des Jahres 
sind bereits 263 ausl�ndische Soldaten get�tet worden � mehr 
als im gesamten Jahr 2007. Die 70 000 am Hindukusch 
eingesetzten Soldaten, der von der NATO gef�hrten ISAF-
Schutztruppe, haben keines ihrer Ziele erreicht. Im Gegenteil ! 
Im Verlauf des sieben Jahre dauernden sinnlosen Krieges sind 
die Taliban immer st�rker geworden und haben die 
Besatzungstruppen weitgehendst in ihre St�tzpunkte 
zur�ckgedr�ngt.

Der afghanische Pr�sident Hamid Karsai 
m�chte Friedensgespr�che mit den 
islamitischen Taliban f�hren, wie er auf einer 
Pressekonferenz Ende September in Kabul 
bekannt gab. Der Anf�hrer der Taliban, Mullah 
Mohamed Omar bot allen ISAF-Soldaten eine 
sichere Heimkehr an, wenn sie sich zum 
Abzug entschl�ssen.

Man kann Oberstleutnant Ulrich Kirsch nur 
zustimmen, wenn er die Bundesregierung 
auffordert, im Interesse der Gesundheit und 
des Lebens unserer Soldatinnen und Soldaten 
�ber Sinn und Zweck des Einsatzes der 
Bundeswehr am Hindukusch nachzudenken 
und sehr schnell den Zeitpunkt der Beendigung 
des Afghanistan-Einsatzes zu nennen.

Egon Eismann, Oberstleutnant a.D.

Was ist der Raub einer Bank gegen 
die Gründung einer Bank ?

Diese Frage stellte 
Berthold Brecht schon 
vor 60 Jahren. Wie recht 
er doch schon damals 
hatte !

Die Regierungschefs und ihre Finanzminister 
der reichsten L�nder dieser globalen Welt 
st�rzen von einer Krise in die andere und 
schn�ren ein Paket zur Rettung der Banken 
nach dem anderen � eines Milliarden schwerer 
als das andere.
Beschenkt werden die Banken und die B�nker 
vom Schlage Ackermann und Co., damit sie 
auch k�nftig ihre Provision von einigen 
100.000 Euro monatlich in die Tasche stecken 
k�nnen.

Frau Merkel aber beruhigt alle Kleinsparer, 
Rentner und armutsgef�hrdeten 
Bev�lkerungsgruppen, dass es so schlimm 
nicht kommen wird, wenn sie nur die Banken 
rettet � denn der freie Markt wird`s schon 
richten.

Sie versprach ja auch, dass all jene , die diese 
Krise verursacht haben, zur Verantwortung 
gezogen werden. Die Botschaft h�r`ich wohl �
allein mir fehlt der Glaube. Denn: � Eine Kr�he 
hackt der anderen kein Auge aus !�

Der Kanzlerberater Herr Pfaffenbach wird da 
schon deutlicher wenn er sagt: �Daran werden  
wir lange zu knappern haben.� Wen er mit 
mir meint, das hat er nicht gesagt, aber sicher 
wieder einmal w i r Steuerzahler.



Die aktuelle und vollz�hlige Nennung der Jubilare erfolgt �ber eine rechtzeitige Zuarbeit durch die zust�ndigen 
Basisorganisationen an die Regionalgesch�ftsstelle.

Lyrik von Jürgen Riedel

Tag der Deutschen Einheit
stets denk ich dabei
an den 3.l0.90:
Tag der profitgeilen Vereinigung
zwischen Helmut und Lothar
eint�giges Oktober-Fest
des Sinnesrausches
f�r die unsoziale Marktwirtschaft
halb aus Zwang
halb aus Drang
begl�ckte der Miseren-Gnom
Industriefreund Kohliath
von hinten
w�hrend viele Ostdeutsche
ihretwegen
in gro�en Schwulit�ten sind

-----------------------------------
Tag der Kolonisation
nat�rlich nicht
wie im Bismarck-markiger Zeit
Wulstlippenv�lker
(Zeitungsgeist - Denken)
zu ihrem abendl�ndischen Gl�ck
zwingen
aber Palmenhochgef�hl:
wir sind wieder wer

wir aus  Westland
Herrschende
�ber eine Kolonie 
aus wei�h�utigen Menschen
einst als Logo deutscher Wirtschaft und Macht
Togo Kamerun Ostafrika
nun Ostdeutschland
mangos��er Feiertag

Es gratulieren die Ortsvorst�nde
Halberstadt und Blankenburg im 
Novber:

- Sigrid Neubauer aus 
Halberstadt zum 70. Geburtstag;

- Helmut Sachse aus 
Blankenburg zum 75.Geburtstag;

Der KV und �Harzlaut� schlie�en sich den 
Gl�ckw�nschen an! Gleichzeitig gratulieren wir 
allen November �Geburtstagskindern� auf das 
Herzlichste!

Jürgen Riedel, 
geb. 1946 in Crimmitschau/Sachsen, 
lebt seit 1951 in der Bundesrepublik, Abitur, 
Studium der Geschichte und Biologie an der 
Universit�t G�ttingen, der Erziehungswis-
senschaften an der PH G�ttingen, ein Gegner des 
Literaturbetriebs, was die Meinungsdiktatur einiger 
einflu�reicher Zeitungen und Verlage betrifft.

Das Werk des Autors - ein Kontrast zur 
weitverbreiteten Simpelsprache - beweist gro�e 
Sprachoriginalit�t und Themenvielfalt. In seinen 
B�chern wendet sich der Dichter u.a. gegen 
antik�nstlerische Vercliqung vieler Autoren 
untereinander und mit Teilen des Kulturbetriebs, den 
sie wiederum oft selbst darstellen; gegen h�ufiges 
Lob g�ngiger Formulierungen und Binsenweisheiten 
in manchen �renommierten� Medien; gegen 
Unkunst moderner Malerei und gegen die 
�Rechtschreibreform�.
(aus Literaturhinweis, Wortbilder V)

Sein letzter Lyrikband �Wortbilder VI� 
erschien in der edition fischer des R.G. Fischer 
Verlags, ISBN 978-3-8301-0547-3



Quedlinburger LINKE st�rkt ihrem 
Vorsitzenden Jochen K�hler den R�cken 
und fordert Kn�fler zur R�ckgabe der 
Mandate auf

Der Vorsitzende der 
Quedlinburger LINKEN, Jochen 
K�hler, wurde auf einer 
Mitgliederversammlung am 3. 
November im Amt best�tigt. In 
einer rund einst�ndigen 
nicht�ffentlichen Aussprache 
diskutierten die Mitglieder �ber 
die bekannt gewordenen 
Vorg�nge um das Ex-Mitglied 
Barbara Kn�fler.

Im Ergebnis der intensiven und sehr offenen 
Diskussion, in der sich viele Mitglieder zu Wort 
meldeten, stand ein einstimmig gefasster Beschluss mit 
folgendem Wortlaut:

� Das uns erst in diesem September 2008 
bekannt gewordene ungesetzliche Verhalten von Frau 
Kn�fler in der Vergangenheit und ihr gegenw�rtiges 
Agieren ist mit den Grunds�tzen unserer Partei 
unvereinbar und bietet daher keine Basis f�r eine 
weitere Zusammenarbeit.
� Wir weisen alle Versuche von Frau Kn�fler, die 
Schuld f�r ihr pers�nliches unentschuldbares 
Fehlverhalten bei anderen Personen zu suchen, 
entschieden zur�ck.
� Frau Kn�fler ist auf den Listen unserer Partei 
und auch durch die aktive Arbeit und Unterst�tzung 
aller Quedlinburger Genossen in den Landtag, den 
Kreistag und den Stadtrat gew�hlt worden. Daher 
fordern wir Frau Kn�fler auf, alle Mandate sofort nieder 
zu legen.

Anschlie�end folgte eine geheime Wahl, bei der 14 der 
16 anwesenden stimmberechtigten Mitglieder den 
Vorsitzenden Jochen K�hler im Amt best�tigten. K�hler 
sieht in der deutlichen Zustimmung der Parteibasis eine 
Best�tigung des Arbeitsauftrages, sich mit den 
Genossen des Ortsvorstandes und der Ratsfraktion mit 
aller Kraft f�r die Interessen der Quedlinburger 
B�rgerinnen und B�rger einzusetzen.

Fraktionschef Volker Kriseleit 
begr��t ebenfalls das Ergebnis 
der Versammlung. Jetzt haben wir 
wieder den Kopf frei, uns in den 
kommenden Monaten f�r den 
B�rgerentscheid gegen die 
Privatisierung der Stadtwerke am 
11. Januar zu engagieren. Ein 
weiteres Ziel der Quedlinburger 
LINKEN sei es zudem sicher zu 

stellen, dass die Welterbestadt als Mittelzentrum 
gesichert wird. Die Pl�ne der CDU/SPD-
Landesregierung zum Landesentwicklungsplan w�rden 
diesen Status langfristig in Frage stellen, f�rchtet 
Kriseleit.

Jochen K�hler, Vorsitzender Ortsverband Quedlinburg
Volker Kriseleit, Fraktionsvorsitzender Stadtrat Quedlinburg

Thomas Poost, Gernrode/Harz
Betr.: MZ Artikel �Eigene Partei bespitzelt� 
vom 15.10.08

Welchen immensen politischen Schaden die 
Landtagsabgeordnete der Partei �Die Linke� Frau 
Barbara Kn�fler ihrer Partei und der linken Politik im 
allgemeinen, durch diese Abh�r-Aff�re, �berhaupt 
angetan hat, ist ihr scheinbar selbst noch immer nicht 
bewusst. Die richtige Schlussfolgerung w�re es jetzt 
mit sofortiger Wirkung ihre Mandate im Landtag, im 
Kreistag, sowie im Quedlinburger Stadtrat zur�ck zu 
geben. Wie es im Moment aussieht, ist Frau Kn�fler 
dazu jedoch nicht bereit und zwingen dazu kann man 
sie nicht, da ja ein Abgeordneter, wie man so sch�n 
sagt, immer nur seinem Gewissen verpflichtet ist. 
Kompliziert wird es immer dann, wenn der, um den es 
geht, kein Gewissen zu haben scheint, tja mit dem 
Gewissen ist das, wie uns Erfahrungen in j�ngster 
Vergangenheit bewiesen haben, nun einmal so  eine 
Sache und Frau Kn�fler ist hier unter den Politikern in 
der BRD nun wahrlich kein Einzelfall.

K�rzlich sah ich eine Kabarett-Sendung im Fernsehen, 
wo sinngem�� folgender Satz fiel: Die Formulierung �
korrupter Politiker � ist auf jeden Fall doppelt 
gemoppelt! Also da scheint eine Menge Wahres dran 
zu sein. Moral und Gewissen auf der einen und Politik 
auf der anderen Seite scheinen  nicht oder nur sehr 
schwer miteinander vereinbar zu sein, was ich 
pers�nlich als �u�erst bedenklich und sehr schade 
empfinde.

Das Frau Kn�fler jetzt pl�tzlich  ihren ehemaligen 
Mitarbeiter Jochen K�hler als die in Wirklichkeit 
treibende Kraft in dieser Aff�re an den Pranger stellt, ist 
absolut l�cherlich, unglaubw�rdig und eine reine 
Schutzbehauptung. Sie hat scheinbar, selbst knapp 
zwanzig Jahre nach der Wende, noch immer nicht 
begriffen, wie in einer kapitalistisch gepr�gten 
Gesellschaft, wie der unseren, das Verh�ltnis 
Arbeitgeber/Arbeitnehmer funktioniert. Also 
normalerweise sagt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
was dieser zu tun hat und nicht umgekehrt und der 
Arbeitnehmer wird ohne viel rumzuzucken die 
Weisungen seines Arbeitgebers ausf�hren, au�er ihm 
liegt absolut nichts an seinem Arbeitsplatz. Schon allein 
deswegen sind die �u�erungen Frau Kn�flers 
absoluter Unsinn.

Dem Landesvorstand der Linken Sachsen-Anhalts 
kann ich nur raten, durch ihre Anw�lte pr�fen zu 
lassen, welche M�glichkeiten es gibt, so schnell wie 
m�glich juristische Schritte gegen ihre ehemalige 
Abgeordnete Kn�fler einzuleiten. Dies hat ein St�ck 
weit auch mit der Glaubw�rdigkeit zu tun, so weit mir 
bekannt, ist unerlaubtes Abh�ren ja auf jeden Fall 
strafbar.






